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Das politische Berlin ist nach der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt in 
Aufruhr. Führende Regierungsmitglieder der SPD fordern eine nen-
nenswerte Verwässerung der angestoßenen Reformen. Manche gehen 
so weit, einen Rücktritt des Bundeskanzlers zu fordern. Selbst aus der 
eigenen Partei kommen diese Forderungen. Der nordrhein-westfäli-
sche Ministerpräsident schlägt die Einleitung eines Parteiverbotsver-
fahrens gegen die AfD vor.

Die Landtagswahl vom 6. September rief zudem eine Vielzahl von Reak-
tionen im Ausland hervor. Der amerikanische Präsident Donald Trump 
begrüßte den Ausgang der Wahl, während aus Polen und Frankreich 
eher sorgenvolle Kommentare zu hören sind. Das tönende Schweigen 
der italienischen Ministerpräsidentin Giorgia Meloni ist bezeichnend.

Jenseits der politischen Auswirkungen dieser Landtagswahl stellt sich die 
Frage nach den ökonomischen Effekten. Sachsen-Anhalt gehört mit gut 2 
Mio. Einwohnern zu den kleinen Bundesländern und ist eines der fi nanz-
schwächsten Länder in Deutschland.  Von 2011 bis 2019 erhielt das Land 
jährlich 80 Mio. Euro zum Abbau seines Finanzierungsdefi zits. Zusammen 
mit Berlin, Bremen, dem Saarland und Schleswig-Holstein wurde Sach-
sen-Anhalt als einziges ostdeutsches Flächenland somit als von einer 
möglichen Haushaltsnotlage bedrohtes Land angesehen. Die unmittel-
bare ökonomische Wirkmächtigkeit dieses Landes ist somit begrenzt.

Dies gilt umso mehr, wenn die Kompetenzen der Länder im bundes-
staatlichen Gefüge berücksichtigt werden. Die Ländergesamtheit ist 
durchaus einfl ussreich. Viele Bundesgesetze sind zustimmungspfl ichti-
ge Gesetze und erfordern somit die Zustimmung des Bundesrates. 
Dort ist Sachsen-Anhalt mit nur 4 von 69 Stimmen vertreten. Zu-
dem sorgten die Alliierten nach dem Zweiten Weltkrieg dafür, dass die 
Länder weitreichende Exekutivkompetenzen haben. Deutschland wird 

im Wesentlichen durch die Länder und ihre Gemeinden verwaltet. Die 
Bundesbehörden – manche sprechen von bis zu 900 – haben ein deutlich 
geringeres Gewicht, sodass eine nennenswerte Reduktion der Bundes-
behörden für die meisten Bürger und Bürgerinnen kaum spürbar wäre.

Inhaltlich liegen die hauptsächlichen Kompetenzen der Län-
der neben der Verwaltung in den Bereichen Polizei, Bildung, 
Kultur und der Verantwortung für ihre Gemeinden. Hinzu 
kommen verschiedene Infrastrukturleistungen und die Wirt-
schaftsförderung. Im Wahlprogramm der AfD formulierte, 
ökonomisch schädliche Vorhaben, etwa der Austritt aus der 
Europäischen Währungsunion, sind auf Landesebene kaum 
durchsetzbar. In der Zuwanderungspolitik regelt der Bund 
zusammen mit der EU das Ausmaß an Migration, während 
die Abschiebungspraxis Aufgabe der Länder ist. In der Bil-

dung könnte eine AfD-geführte Regierung den Versuch unternehmen, 
die Schulpfl icht zu lockern, würde aber auf Klagen und die Restrik-
tionen der Gerichtsbarkeit treffen. Ähnliches gilt für die geforderte 
Abschaffung des MDR und die Pressefreiheit. Einfl uss auf Universitäten, 
auf Forschungs- und Kultureinrichtungen hat die Landesregierung als 
Geldgeber aber durchaus. Jedenfalls sorgt die Finanzierungslücke, die 
sich zwischen den Wahlversprechen der AfD und den fi nanziellen Mög-
lichkeiten ergibt, dafür, dass eine neue Haushaltsproblematik aufkommt. 
Daraus ergeben sich Spielräume für eine neue Landesregierung, Sach-
sen-Anhalt gemäß ihren politischen Vorstellungen umzugestalten.

Diese Analyse legt moderate unmittelbare Effekte der Landtagswahl 
nahe. Dies wäre zu kurz gesprungen angesichts der Reaktionen in der 
ganzen Republik und in der Welt. Signaleffekte dieser Landtagswahl 
für Investoren dürften aber ebenfalls moderat sein. Manchen Inves-
tor aus dem Aus- oder Inland könnte eine AfD-geführte Regierung in 
Sachsen-Anhalt abschrecken, dort zu investieren. Dass sich Investo-
ren deswegen davon abhalten lassen, irgendwo sonst in Deutschland 
zu investieren, ist jedoch nicht zu erwarten. In Deutschland wird der-
zeit kaum investiert, weil die Kosten für die Unternehmen zu hoch 
sind. Diese Landtagswahl ist dagegen eher unbedeutend. Und: Die 
Richtung des Signaleffekts ist nicht einmal eindeutig, wie die positiven 
Reaktionen in den USA, etwa von Elon Musk, belegen.

Die aktuelle politische Lage in Deutschland ist von einer zunehmen-
den Polarisierung gekennzeichnet. Dies zeigt sich beispielsweise darin, 
dass in Berlin die Linke beste Aussichten hat, am 20. September den 
Wahlsieg zu erringen. Die stärksten ökonomischen Auswirkungen der 
Landtagswahlen könnten sich dann zeigen, wenn die Bundespolitik da-
rauf nicht adäquat reagiert. Wesentlich ist die Stabilität der Bundes-
regierung. Deutschland kann es sich nicht leisten, dass diese Regierung 
vorzeitig platzt. Dies gilt nicht zuletzt im Hinblick auf an den Bundes-
kanzler gerichtete Rücktrittsforderungen. Zudem bleibt die Notwen-
digkeit bestehen, die angestoßenen Reformen umzusetzen. Insbeson-
dere die Sozialreformen mögen in Teilen der Bevölkerung unbeliebt 
sein. Aber nur Reformen werden die Wachstumsdynamik hierzulande 
entfachen können. Die Bundesregierung handelt bisher eher zu zöger-
lich. Sie muss diesen Weg also konsequent weitergehen.
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